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Präsidentin Barbara Stamm: Ich rufe auf:

Artikel 18

"Einschränkung von Grundrechten"

hierzu:

Änderungsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Doris Rauscher, 

Hans-Ulrich Pfaffmann u. a. und Fraktion (SPD)

hier: Nummer 20 (Drs. 17/13211) 

Mit der Nummer 20 des SPD-Änderungsantrags soll Artikel 18 "Einschränkung von 

Grundrechten" durch zwei neue Artikel, einen Artikel 16 "Folgenabschätzung" und 

einen Artikel 17 "Evaluation", ersetzt werden. Inhaltlich verweise ich auf die Drucksa-

che.

Die Gesamtredezeit beträgt wiederum 24 Minuten. Ich darf jetzt Frau Kollegin Kamm 

das Wort erteilen.

Christine Kamm (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Der Artikel 18 "Einschränkung von Grundrechten" liest sich wie der Bei-

packzettel für ein schlechtes Medikament. Darin steht:

Aufgrund dieses Gesetzes können die Grundrechte auf Freiheit der Person, Ver-

sammlungsfreiheit, Unverletzlichkeit der Wohnung und Eigentum (Art. 2 Abs. 2 

Satz 2, Art. 8 Abs. 1, Art. 13 und 14 des Grundgesetzes, Art. 101, 102 Abs. 1, 

Art. 103, 106 Abs. 3 und Art. 113 der Verfassung) eingeschränkt werden.

Was steht denn zum Beispiel in Artikel 101 der Bayerischen Verfassung? – Darin 

steht: "Jedermann hat die Freiheit, innerhalb der Schranken der Gesetze und der 

guten Sitten alles zu tun, was anderen nicht schadet." Wir haben vor Kurzem eine 

schöne Feier zum 70-jährigen Bestehen unserer Verfassung in der Oper gehabt. Da 

hieß es: Der Artikel 101 beschreibt die bayerische Lebensart am besten. Das ist ein 

zentraler Artikel der Bayerischen Verfassung. Dieser Artikel – das schreiben Sie sogar 
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selbst – soll nun durch dieses Gesetz, das Sie uns vorschlagen, eingeschränkt wer-

den.

Dann geht es natürlich weiter. Artikel 102 Absatz 1 lautet: "Die Freiheit der Person ist 

unverletzlich." Das wird eingeschränkt. Artikel 103, der Eigentumsrechte betrifft, wird 

eingeschränkt. Artikel 106 Absatz 3, der die Unverletzlichkeit der Wohnung garantiert, 

soll eingeschränkt werden. Natürlich soll auch – wen wundert es? – Artikel 113, der 

das Versammlungsrecht betrifft und besagt, dass alle Bewohner Bayerns das Recht 

haben, sich frei zu versammeln, eingeschränkt werden.

Wahrscheinlich ist die Liste, die Sie uns vorgeben, unvollständig. Wahrscheinlich – 

das werden zukünftige rechtliche Auseinandersetzungen über verschiedene Artikel in 

Ihrem Gesetz zeigen – gibt es noch weitere Artikel, die begründen, dass Ihr Gesetz-

entwurf weder verhältnismäßig noch verfassungsgemäß ist.

Wir sagen: Unsere Verfassung ist der richtige Orientierungsrahmen bei der Integration. 

Unsere Integration soll sich an Grundgesetz und Bayerischer Verfassung orientieren.

Meine Kolleginnen und Kollegen, Sie wollen die Bayerische Verfassung und das 

Grundgesetz einschränken. Wir sagen: Wer das Grundgesetz und die Bayerische Ver-

fassung einschränkt, der schwächt die Rechte seiner Bewohnerinnen und Bewohner. 

Wer Grundgesetz und Bayerische Verfassung einschränken will, der spaltet unser 

Land. Die Spaltung unseres Landes macht uns schwächer. Die Spaltung unseres 

Landes schadet Bayern. Einigkeit, unsere Verfassung und unser Grundgesetz machen 

uns stark. Stärken und achten wir unsere Verfassung. Gemeinsam gewinnen wir, nicht 

aber mit einer Schwächung unserer Verfassung.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Nächste Wortmeldung: Frau Kollegin 

Kohnen. Bitte schön, Frau Kollegin.

(Erwin Huber (CSU): Zwei Minuten!)
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Natascha Kohnen (SPD): (Von der Rednerin nicht autorisiert) – Ich habe Sie auch 

lieb, Herr Huber. Zwei Minuten.

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, die heutige 

Debatte hat mit all ihrer Heftigkeit, mit der sie zum Teil geführt wurde, eines gezeigt: 

Sie berührt bei jedem etwas. Ich meine, das sind die Werte, die jeder in sich selbst 

trägt. Diese werden beim Thema Integration berührt. Meiner Meinung nach zeigt dies 

in diesem Integrationsgesetz kein Artikel besser als dieser Artikel 18, wo es wortwört-

lich um die Einschränkung der Grundrechte geht.

Welche Grundrechte sind gemeint? – Frau Kollegin Kamm hat sie gerade schon ge-

nannt. Laut Artikel 18 können vier Grundrechte eingeschränkt werden: das Recht auf 

Freiheit der Person, das Recht auf Versammlungsfreiheit, das Recht auf Unverletzlich-

keit der Wohnung und das Recht auf Eigentum. Jetzt frage ich – leider antworten Sie 

heute nicht –: Wessen Grundrechte werden denn eingeschränkt? Werden wir mögli-

cherweise alle, das heißt Sie, ihr und ihr eingeschränkt? Darauf erwarten wir eigentlich 

eine Antwort. Oder sind die Migranten gemeint, deren Grundrechte womöglich einge-

schränkt werden sollen? Das wäre ja wohl klipp und klar Diskriminierung. Hierauf 

bräuchten wir eigentlich auch eine Antwort, nämlich, ob es die Migranten sind oder ob 

wir alle gemeint sind.

So oder so – das sage ich Ihnen ganz ehrlich – empfehlen wir Ihnen die Streichung 

dieses Artikels; denn das geht nicht; das ist nicht vereinbar. Angenommen, die Ein-

schränkung unserer Grundrechte in Ihrem Integrationsgesetz gilt für jeden von uns, 

würde ich vorschlagen, dass wir das tatsächlich streichen; denn dies hat hier nichts zu 

suchen. Wir streichen den Artikel und verlassen uns, wie gerade schon erwähnt, auf 

unsere Verfassung. Die Bayerische Verfassung haben wir ja erst kürzlich gemeinsam 

gefeiert, wie Sie, Frau Kamm, ja auch erwähnt haben. Sie wird übrigens auch gerne 

Bollwerk der Freiheit genannt.

Die Bayerische Verfassung besagt zur Freiheit der Person in Artikel 102:
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Die Freiheit der Person ist unverletzlich.

Jeder von der öffentlichen Gewalt Festgenommene ist spätestens am Tage nach 

der Festnahme dem zuständigen Richter vorzuführen. Dieser hat dem Festge-

nommenen mitzuteilen, von welcher Behörde und aus welchen Gründen die Fest-

nahme verfügt worden ist, und ihm Gelegenheit zu geben, Einwendungen gegen 

die Festnahme zu erheben. Er hat gegen den Festgenommenen entweder Haft-

befehl zu erlassen oder ihn unverzüglich in Freiheit zu setzen.

Reicht das nicht? Reicht die Bayerische Verfassung nicht? – Sie haben sie selbst letz-

te Woche großartig gefeiert.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Warum wollen Sie ein Integrationsgesetz einführen, das wie ein bayerisches Neben-

strafrecht wirkt? – Das ist mehr als fraglich.

(Beifall bei der SPD)

Dann will das vorliegende Integrationsgesetz auch die Versammlungsfreiheit ein-

schränken. Dazu frage ich Sie auch: Ist das mit der Verfassung tatsächlich noch zu 

vereinbaren? – Das ist wieder fraglich.

(Zuruf von der CSU: Ja, natürlich!)

– Moment! Es kann doch nicht die Idee von einem Parlament sein – deshalb bezweifle 

ich, dass dies verfassungskonform ist –, mit der Mehrheitsfraktion Gesetze zu ma-

chen, die anschließend vom Verfassungsgericht kassiert werden, wie es in letzter Zeit 

öfter passiert ist.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Meiner Meinung nach ist dies ein weiterer Grund, diesen Artikel zu streichen. Ehrlich 

gesagt, habe ich auch heute Ihnen und uns allen lange zugehört, insbesondere am 
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Anfang, als Sie von der CSU noch mitdebattiert haben. Mir drängt sich der Eindruck 

auf, dass Sie eine Politik der Angst machen, dass Sie erst einmal Angst schüren und 

dann nach dem Motto "Mensch, jetzt habt ihr aber Angst; jetzt liefern wir euch gleich 

die Lösung" die Grundrechte einschränken und andere Rechtsgrundlagen verschär-

fen. – Nein, da brauchen Sie nicht abzuwinken, Herr Blume; das war so.

(Markus Blume (CSU): Das ist totaler Müll!)

Übrigens war es damals bei der Schleierfahndung nicht viel anders. Erst einmal Angst 

machen, wenn sich die Grenzen öffnen, und dann die Schleierfahndung einführen. Sie 

haben damals bei der Einführung der Schleierfahndung genau denselben Effekt wie 

heute genutzt.

(Josef Zellmeier (CSU): Das wird von der EU weiterempfohlen!)

Ehrlich gesagt, kommt ein zweiter Aspekt hinzu. Es geht schlichtweg um Menschen. 

Vom Diözesanrat der Katholiken gibt es zu diesem Artikel 18 ein Zitat, das Ihnen ge-

läufig sein müsste, da es Ihnen auch vorgelegt wurde. Das Zitat lautet:

Auch wenn dies juristisch möglich sein sollte,

– gemeint ist die Einschränkung der Grundrechte –

ist eine solche Regelung unter ethischen Gesichtspunkten abzulehnen, wird hier 

doch de facto einem bestimmten Personenkreis ein gleichberechtigtes Mensch-

Sein abgesprochen.

Das stammt von der katholischen Kirche. Das sollte Ihnen echt zu denken geben.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Wir sprechen also nicht nur über eine rechtliche und eine vielleicht auch nicht ganz 

verfassungskonforme Einschränkung, die Sie hier vornehmen wollen, sondern wir 
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sprechen auch über eine ethische Frage. Ausgrenzen und dadurch hervorgerufenes 

Gängeln entsprechen nicht einem gleichberechtigten Menschsein.

Zum Abschluss empfehle ich dem Fraktionsvorsitzenden der CSU aus der Baye-

rischen Verfassung noch Artikel 111a. Dieser beinhaltet die Garantie der Rundfunkfrei-

heit. Diese würden Sie wohl auch gerne einschränken. Heute Morgen oder besser ge-

sagt gestern Mittag hat mich enorm geärgert, dass Sie unterstellen, dass bei einem 

Mordfall in Freiburg Fakten unterschlagen werden würden.

(Zuruf von der CSU: Das war doch so!)

– Was heißt hier "Das war doch so!"? Nehmen Sie sich doch nicht heraus, dem öffent-

lich-rechtlichen Rundfunk permanent zu unterstellen, er wäre eine Lügenpresse! Ir-

gendwo hört sich das auch einmal auf!

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN – Zurufe von der CSU)

– Aber selbstverständlich hat das Herr Kreuzer heute Morgen gemacht.

(Zurufe von der CSU – Glocke der Präsidentin)

Ich sage Ihnen eines: Heute Morgen haben wir über das Rundfunkgesetz diskutiert 

und haben festgestellt, wie wichtig uns der öffentlich-rechtliche Rundfunk ist.

(Thomas Gehring (GRÜNE): Der CSU nicht!)

Dann hat er auch die Pressefreiheit verdient. Diese haben Sie ihm zu überlassen und 

nicht einzuschränken. Das gilt auch für die Grundrechte der persönlichen Freiheit, der 

Versammlungsfreiheit, des Eigentums und der Unverletzlichkeit der Wohnung, die Sie 

einschränken wollen. So geht es nicht!

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN – Reinhold Bocklet (CSU): Das ist doch 

unglaublich!)
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Präsidentin Barbara Stamm: Frau Kollegin, danke schön, dass Sie noch einmal zu-

rückkommen. – Zwischenbemerkung von Frau Kollegin Kamm. Bitte.

Christine Kamm (GRÜNE): Frau Kollegin, Sie haben gesagt, dass Artikel 18 gestri-

chen werden soll. Ist es denn nicht eigentlich so, dass ein Artikel, zu dem der Verfas-

ser dieses Gesetzes selbst beschreibt, welche Artikel der Bayerischen Verfassung 

durch dieses Gesetz verletzt werden, dazu führen müsste, dem Verfasser dieses Ge-

setzes zu sagen: Ein Gesetz, das so viele Artikel der Bayerischen Verfassung verletzt, 

darf insgesamt nicht in Kraft treten?

Natascha Kohnen (SPD): (Von der Rednerin nicht autorisiert) Frau Kamm, Sie spre-

chen einen guten Punkt an. Ich glaube, Gesetzgeber sollten darauf achten, dass sie 

Gesetze machen, die der Verfassung nicht widersprechen. Ich habe es langsam satt – 

ich meine, wir können hier gerne immer weitermachen –, dass die Opposition vor das 

Verfassungsgericht ziehen und permanent Gesetze, die nicht verfassungskonform 

sind, einkassieren lassen muss. Das kann doch nicht Ihre Absicht sein.

Prüfen Sie deswegen selbst noch einmal die Verfassungskonformität. Das geht darü-

ber hinaus, so wie Sie auch erwähnt haben, Frau Kamm. Gehen Sie also bitte am 

Ende vor der Abstimmung oder bevor Sie in die Dritte Lesung gehen noch einmal in 

sich. Denken Sie darüber nach, bevor wieder das alte Spiel beginnt: Gesetze machen, 

Verfassungsgericht usw. Das gibt nach außen hin doch ein wirklich absurdes Bild.

Ich habe schon heute Morgen beim Rundfunkgesetz gesagt: Lassen Sie uns in Zu-

kunft doch endlich solche Sachen parteiübergreifend machen. Sie haben mit einem 

Gespräch einen guten Anfang gemacht. Sie haben Herrn Rinderspacher und die an-

deren Fraktionsvorsitzenden zu einem Gespräch mit Herrn Seehofer eingeladen. 

Dann gab es kein Gespräch mehr. Bei solchen Themen ist das doch einfach nicht 

sinnvoll. Lernt doch einfach einmal Demokratie, das heißt auch Miteinander.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN – Lachen bei der CSU)
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Präsidentin Barbara Stamm: Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. 

Damit ist die Aussprache geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung.

Vorweg ist über die Nummer 20 des Änderungsantrags der SPD-Fraktion auf Drucksa-

che 17/13211 abzustimmen. Der federführende Ausschuss empfiehlt die Ablehnung. 

Wer entgegen dem Ausschussvotum der Nummer 20 des SPD-Änderungsantrags zu-

stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – SPD, FREIE WÄHLER und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – CSU-Fraktion. 

Stimmenthaltungen? – Sehe ich keine. Damit ist die Nummer 20 des Änderungsan-

trags abgelehnt.

Zum Artikel 18 empfiehlt der federführende Ausschuss Zustimmung. Wer dem Arti-

kel 18 zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – CSU. Gegenstimmen bitte 

ich anzuzeigen. – SPD und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen! 

– Bei Stimmenthaltung der FREIEN WÄHLER ist Artikel 18 so beschlossen.

Ich darf nun das Ergebnis einer namentlichen Abstimmung bekannt geben. Es geht 

dabei um Artikel 17a Absatz 6, Änderung des Bayerischen Kinderbildungs- und -be-

treuungsgesetzes. Mit Ja haben 97 gestimmt, mit Nein haben 49 gestimmt. Es gab 12 

Enthaltungen. Damit ist Artikel 17a Absatz 6 angenommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 9)

Kolleginnen und Kollegen, ich darf noch bekannt geben, dass die CSU-Fraktion für die 

Zeit nach dem Abschluss der Einzelberatung namentliche Abstimmung über die Zwei-

te Lesung beantragt hat. Ich erinnere an den Antrag der SPD-Fraktion, über alle Teile 

der Gesetzesvorlage gemeinsam abzustimmen.

Nun komme ich zurück zum Bestattungsgesetz. Darauf bezieht sich der Absatz 9 in 

Nummer 19 d des Änderungsantrags der SPD. Hierzu hat die SPD-Fraktion namentli-

che Abstimmung beantragt. Die Ausschüsse empfehlen die Ablehnung. Die Urnen ste-
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hen bereit. Ich bitte, die Stimmkarten einzuwerfen. Ich eröffne die Abstimmung. Drei 

Minuten.

(Namentliche Abstimmung von 03.00 bis 03.03 Uhr)

Vielen Dank, die Zeit ist um. Die Abstimmung ist geschlossen. Ich bitte auszuzählen. 

Ich darf dann ganz kurz die Sitzung unterbrechen, weil wir jetzt erst das Ergebnis ab-

warten müssen.

(Unterbrechung von 03.04 bis 03.05 Uhr)

Ich bitte, die Plätze einzunehmen. Wir können die Sitzung wieder aufnehmen. – Darf 

ich Sie bitten, die Plätze einzunehmen? Ich darf jetzt das Ergebnis der namentlichen 

Abstimmung zum Absatz 9 "Bestattungsgesetz" in Nummer 19 d des Antrags der 

SPD-Fraktion bekannt geben. Mit Ja haben 34 gestimmt, mit Nein haben 111 ge-

stimmt. Dabei gab es 12 Enthaltungen. Damit ist der Absatz 9 abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 10)

Jetzt kommen wir zur Schlussabstimmung. Der federführende Ausschuss empfiehlt 

die Ablehnung.

(Zurufe: Das kann nicht sein!)

– Nein, die Gesamtabstimmung über den Antrag der SPD-Fraktion. Das habe ich jetzt 

als Schlussabstimmung bezeichnet. Wir kommen also zur Gesamtabstimmung über 

den Antrag der SPD-Fraktion, betreffend die Änderungen zum Artikel 17a, im Antrag 

der SPD-Fraktion die Nummer 19. Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Die Fraktionen von SPD, FREIEN WÄHLERN und BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN. Ich bitte, Gegenstimmen anzuzeigen. – Die CSU-Fraktion. Stimmenthal-

tungen? – Keine. Damit ist der Antrag insoweit abgelehnt.

(Unruhe)

Protokollauszug
89. Plenum, 08.12.2016 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 9


